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3. Instanz

Datum -

Der Antrag wird abgelehnt.

Der Antragsteller trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.

Der Streitwert wird auf 47.173,89Â â�¬ festgesetzt.

GrÃ¼nde

Der Antragsteller gegehrt die Anordnung der aufschiebenden Wirkung seiner Klage
vom 22.Â Mai 2020 gegen den Bescheid der Antragsgegnerin vom 16.Â September
2019 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5.Â Mai 2020, mit welchem diese
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge in HÃ¶he von insgesamt 188.695,54Â â�¬
fÃ¼r den Zeitraum vom 1.Â Januar 2013 bis 31.Â MÃ¤rz 2015 festgesetzt hat.

Den im Berufungsverfahren gestellten Antrag vom 15.Â August 2022 auf
Aussetzung der Vollziehung lehnte die Antragsgegnerin mit Datum vom
13.Â Oktober 2022 ab.

Der bereits zuvor im Widerspruchsverfahren gestellte Antrag vom 8.Â Oktober 2019
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auf Aussetzung der Vollziehung wurde von der Antragsgegnerin damals ebenfalls
abgelehnt (Schreiben vom 8.Â Januar 2020).

Der hiergegen gestellte Antrag vom 22. Mai 2020 auf Anordnung der
aufschiebenden Wirkung der Klage vom 22.Â Mai 2020 wurde vom Sozialgericht
Heilbronn (SG) mit Beschluss vom 3.Â Juni 2020 (S 10 BA 1331/20 R) abgelehnt. Die
hiergegen erhobene Beschwerde des Antragstellers beim Landessozialgericht
Baden-WÃ¼rttemberg (LSG), welche unter dem Aktenzeichen L 10 BA 2158/20 ER-B
gefÃ¼hrt wurde, wurde von dem Antragsteller mit Schreiben vom 31.Â Juli 2020
zurÃ¼ckgenommen.

Der zulÃ¤ssige Antrag vom 8.Â Dezember 2022 ist unbegrÃ¼ndet.

Nach Â§Â 86a Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) haben Widerspruch- und
Anfechtungsklage zwar grundsÃ¤tzlich aufschiebende Wirkung. Nach Â§Â 86a Abs.
2 Nr. 1 SGG entfÃ¤llt jedoch â�� wie vorliegend â�� die aufschiebende Wirkung bei
der Entscheidung Ã¼ber Versicherungs-, Beitrags- und Umlagepflichten sowie der
Anforderung von BeitrÃ¤gen, Umlagen und sonstige Ã¶ffentliche Abgaben
einschlieÃ�lich der darauf entfallenden Nebenkosten.

Nach Â§Â 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG kann das Gericht in der Hauptsache auf
Antrag in den FÃ¤llen, in denen Widerspruch und Anfechtungsklage keine
aufschiebende Wirkung haben, die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise
anordnen. Einen ausdrÃ¼cklichen gesetzlichen MaÃ�stab fÃ¼r die gerichtliche
Anordnung der aufschiebenden Wirkung von Widerspruch und Klage sieht das
Gesetz jedoch nicht vor (Krasney/Udsching/Groth/Messling, Handbuch des
sozialgerichtlichen Verfahrens, 8. Auflage 2021, Kapitel V Rdnr. 31). Die
Entscheidung nach Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG erfolgt auf Grundlage einer
InteressenabwÃ¤gung. AbzuwÃ¤gen sind das private Interesse des Antragstellers,
vom Vollzug des Verwaltungsaktes bis zum rechtskrÃ¤ftigen Abschluss des
Verfahren verschont zu bleiben und das Ã¶ffentliche Interesse an der Vollziehung
der behÃ¶rdlichen Entscheidung. Bei der vorzunehmenden InteressenabwÃ¤gung
kommt den Erfolgsaussichten des Rechtsbehelfs in der Hauptsache eine
wesentliche Bedeutung zu. Bereits in einem Beschluss vom 30.Â November 1956
(Az: 6 RKa 21/56 â�� BSGE 4, 151Â ff.) hat das Bundessozialgericht (BSG) hierzu
ausgefÃ¼hrt, dass niemals im Ã¶ffentlichen Interesse liegen kÃ¶nne, dass ein
Verwaltungsakt vollzogen wird, dessen Rechtswidrigkeit offenkundig ist. Umgekehrt
verbietet das Ã¶ffentliche Interesse eine Aussetzung bei einem offensichtlich
aussichtlosen Rechtsmittel. Innerhalb dieses vom BSG fÃ¼r die
InteressenabwÃ¤gung gezogenen Rahmens ist die Wertung des Â§Â 86a Abs. 2 Nr.
1 SGG zu berÃ¼cksichtigen, wonach der Gesetzgeber aufgrund eine typisierenden
AbwÃ¤gung der Individual- und Ã¶ffentlichen Interessen dem Ã¶ffentlichen
Interesse am Sofortvollzug prinzipiell Vorrang gegenÃ¼ber entgegenstehenden
privaten Interessen einrÃ¤umt. Eine Abweichung von diesem
Regelâ��AusnahmeverhÃ¤ltnis kommt nur in Betracht, wenn ernstliche Zweifel an
der RechtmÃ¤Ã�igkeit der angefochtenen Bescheide bestehen oder wenn
ausnahmsweise besondere private Interessen Ã¼berwiegen (vgl. Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG- Kommentar 13. Auflage 2020, Â§ 86b Rn.
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12b mit weiteren Nachweisen). Bei der InteressenabwÃ¤gung ist neben den
Erfolgsaussichten in der Hauptsache von besonderer Bedeutung, ob eine
Dringlichkeit fÃ¼r das im Eilverfahren geltend gemachte Begehren vorliegt (vgl.
Bayrisches Landessozialgericht, Beschluss vom 26.Â April 2010 â�� L 7 AS 301/10 R
â�� verÃ¶ffentlicht in juris; dazu ausfÃ¼hrlich LSG Ba-WÃ¼, Beschluss vom 11.
Dezember 2017- L 1 AS 4157/17 ER-B, verÃ¶ffentlicht in juris).

Bei Beitragsstreitigkeiten ist zu beachten, das ernstliche Zweifel im Sinne des 
Â§Â 86a Abs. 3 SatzÂ 2 SGG nur dann vorliegen, wenn ein Obsiegen des
Antragstellers in der Hauptsache wahrscheinlicher ist als ein Unterliegen.
Andernfalls wÃ¤re in Beitragsangelegenheiten angesichts der vielfach in
vorlÃ¤ufigen Rechtschutzverfahren noch ungeklÃ¤rten VerhÃ¤ltnissen eine
Aussetzung der Vollziehung hÃ¤ufig durchsetzbar, was die FunktionsfÃ¤higkeit der
SozialversicherungstrÃ¤ger beeintrÃ¤chtigen kÃ¶nnte. Insoweit mÃ¼ssen
erhebliche GrÃ¼nde fÃ¼r ein Obsiegen in der Hauptsache sprechen, damit die in 
Â§Â 86a Abs. 2 Nr. 1 SGG vorgenommene gesetzliche Risikoverteilung geÃ¤ndert
werden kann (vgl. LSG Ba-WÃ¼, BeschlÃ¼sse vom 17.Â Juni 2013 â�� L 11 R
1815/13 ER-B â�� juris Rn.Â 17 und vom 9.Â Januar 2020 â�� L 11 BA 4091/19 ER-B
-).

Unter Beachtung dieser Vorschriften und GrundsÃ¤tze bestehen keine ernstlichen
Zweifel an der RechtsmÃ¤Ã�igkeit des angegriffenen Verwaltungsakts. Der
Bescheid der Beklagten vom 16.Â September 2019 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 5.Â Mai 2020 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten.
Rechtsgrundlage des angefochtenen Bescheides ist Â§Â 28p Abs. 1 Viertes Buch
Sozialgerichtsgesetz (SGB IV). Danach prÃ¼fen die TrÃ¤ger der Rentenversicherung
bei den Arbeitgebern, ob diese ihre Meldepflichten und ihre sonstigen Pflichten nach
diesem Gesetzbuch, die im Zusammenhang mit dem
Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehen, ordnungsgemÃ¤Ã� erfÃ¼llen (Satz 1)
und Erlassen im Rahmen der PrÃ¼fungsverwaltungsakte zur Versicherungspflichtig
und BeitragshÃ¶he in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach
dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung einschlieÃ�lich der Widerspruchsbescheides
gegenÃ¼ber den Arbeitsgebern (Satz 5).

Der angefochtene Bescheid der Beklagten vom 16.Â September 2019 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 5.Â Mai 2020 ist nicht zu beanstanden. Der Senat
hat â�� wie das SG in seinem Urteil vom 22.Â Februar 2022 â�� im Hinblick auf die
umfangreichen Ermittlungen des Hauptzollamts H1 keine Zweifel, dass fÃ¼r die
KlÃ¤gerin in dem PrÃ¼fzeitraum vom 1.Â Januar 2013 bis 31.Â Mai 2015 Personen
gegen Arbeitsentgelt sozialversicherungspflichtig beschÃ¤ftigt waren. Der Senat
folgt dem wesentlichen Ermittlungsergebnis des Schlussberichts des Hauptzollamts
H1 vom 4.Â Juni 2019. Um geschuldete SozialversicherungsbeitrÃ¤ge einzusparen
hat der KlÃ¤ger in Zusammenwirken mit den KolonnenfÃ¼hrern den zustÃ¤ndigen
Einzugsstellen verheimlicht, dass er laufend eine Vielzahl von Arbeitern im
sozialversicherungspflichtigen Umfang und in Vollzeit beschÃ¤ftigt hat. So hat der
KlÃ¤ger Ã¼ber Jahre hinweg, GerÃ¼stbauarbeiter beschÃ¤ftigt, die bei einer
Vielzahl sogenannter Servicefirmen zum Schein zur Sozialversicherung angemeldet
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gewesen sind, die jedoch teilweise mehrere Jahre fest in den Betrieb seiner Firma
integriert gewesen sind. Ã�ber diese hat der KlÃ¤ger auch sein Weisungsrecht als
Arbeitgeber ausgeÃ¼bt. Die Beklagte hat ihre Entscheidung in zulÃ¤ssiger Weise
auf die Ermittlungsergebnisse des Hauptzollamtes H1 gestÃ¼tzt (vgl. hierzu LSG Ba-
WÃ¼, Urteil vom 29.Â Juni 2017 â�� L 10 R 592/17 â�� verÃ¶ffentlicht in juris). Der
Umstand, dass das Strafverfahren gegen den KlÃ¤ger gefÃ¼hrt vor dem
Amtsgericht H1 gemÃ¤Ã� Â§Â 153a Strafprozessordnung (StPO) mit Beschluss des
Amtsgerichts H1 vom 30.Â MÃ¤rz 2022 vorlÃ¤ufig eingestellt worden ist,
erschÃ¼ttert in keinster Weise die Ermittlungsergebnisse des Hauptzollamts H1.
Wie der BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers hierzu selbst ausfÃ¼hrt, erfolgte die
Anregung der Verteidigung des KlÃ¤gers im Strafverfahren zu dieser
Verfahrensweise ausschlieÃ�lich aus prozessÃ¶konomischen GrÃ¼nden, da die
Staatsanwaltschaft zuvor die VerhÃ¤ngung einer BewÃ¤hrungsstrafe fÃ¼r den Fall
eines GestÃ¤ndnisses des KlÃ¤gers in Aussicht gestellt hatte.

Der Antragsteller hat deshalb gemÃ¤Ã� Â§ 28d SGB IV die zu zahlenden
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge zu entrichten. Diese
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge hat die Antragsgegnerin auf der
Rechtsgrundlage des Â§ 28p Abs. 1 Satz 5 SGB IV durch den Bescheid vom
16.Â September 2019 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5.Â Mai 2020
dem Grunde aber auch der HÃ¶he nach zutreffend nachgefordert. Bei dem Gebot
der summarischen PrÃ¼fung sind Fehler im Berechnungssystem und -weg der
Antragsgegnerin nicht erkennbar. Vorliegend liegen wegen der nicht
ordnungsgemÃ¤Ã�en Aufzeichnungen auch die Voraussetzungen zum Erlass eines
Summenbescheides gemÃ¤Ã� Â§Â 28f. Abs. 2 SGB IV vor und die Antragsgegnerin
hat in nicht zu beanstandender Weise in Anlehnung an das Urteil des
Bundesgerichtshofes (BGH) vom 24.Â September 1986 (3 StR 336/86) den
Lohnanteil in HÃ¶he von 2/3 der sich aus den vorliegenden Rechnungen
ergebenden NettosÃ¤tze geschÃ¤tzt. Zutreffend hat die Antragsgegnerin weiter
dargelegt, dass der sich daraus ergebende Wert ein Nettoarbeitsentgelt darstellt,
dass nach Â§Â 14 Abs. 2 Satz 2 SGB IV auf ein Bruttoarbeitsentgelt als
Beitragsbemessungsgrundlage hoch zu rechnen ist, woraus sich dann die
geforderten BeitrÃ¤ge ergeben. Die Verpflichtung zur Zahlung von
SÃ¤umniszuschlÃ¤gen ergibt sich aus Â§Â 24 SGB IV.

Die vollstÃ¤ndige oder teilweise aufschiebende Wirkung einer Klage herzustellen
nach
86b Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGG kommt darÃ¼ber hinaus auch in Betracht, wenn der
Sofortvollzug eines Beitragsbescheides zu einer unbilligen, nicht durch
Ã¼berwiegende Ã¶ffentliche Interessen gebotene HÃ¤rte fÃ¼hrt.

Von einer unbilligen HÃ¤rte des Sofortvollzugs wird in Anlehnung an den
Regelungsgehalt des Â§Â 86a Abs. 3 Satz 3 SGB allgemein dann gesprochen, wenn
Nachteile entstehen, die Ã¼ber die eigentliche Zahlung hinausgehen und die nicht
oder nur schwer wieder gut zu machen sind (vgl. Keller in
Meyer/Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13 Auflage 2020, Â§Â 86a Rn. 27b
mit weiteren Nachweisen). Bei der Nachforderung von
SozialversicherungsbeitrÃ¤gen muss es sich um Nachteile handeln, die durch eine
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spÃ¤tere RÃ¼ckzahlung von tatsÃ¤chlich nicht geschuldeten BeitrÃ¤gen nicht mehr
korrigierbar sind. Dazu zÃ¤hlen FÃ¤lle, in denen die Zahlung zur
Arbeitgeberinsolvenz fÃ¼hren oder der Bestand des Unternehmens gefÃ¤hrdet
wÃ¼rde.

Dies folgt aus der Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 Grundgesetz (GG).
Insoweit hat zunÃ¤chst auÃ�er Acht zu bleiben, dass Â§Â 76 Abs. 2 SGB IV die
MÃ¶glichkeit der Stundung durch die Einzugsstelle vorsieht. Diese Regelung liegt
auÃ�erhalb der verfahrensrechtlichen Normen der Â§Â§Â 86a, 86b SGG.

Vorliegend begrÃ¼ndet allerdings die vorgetragene bestehende
ZahlungsunfÃ¤higkeit des Antragstellers â�� Hintergrund der aktuell schwierigen
finanziellen Situation des Antragstellers sei der Umstand, dass GerÃ¼stmaterial im
Wert von ca. 1,5 Millionen Euro unterschlagen bzw. entwendet worden sei und so
keine MÃ¶glichkeit bestehe, neue AuftrÃ¤ge zu ge-
nerieren â�� nicht das Bestehen einer unbilligen HÃ¤rte. Der hier entstehende
HÃ¤rtefall
â�� wenn er denn eintritt, was vom Antragsteller nicht glaubhaft gemacht worden
ist, da diesbezÃ¼glich weder eine betriebswirtschaftliche Auswertung vorgelegt
noch eine eidesstattliche Versicherung abgegeben worden ist â�� ist durch
Ã¼berwiegende Ã¶ffentlichen Interessen geboten.

Das grundsÃ¤tzliche Verbot irreparabler und irreversible SchÃ¤den durch den
Sofortvollzug von Beitragsforderungen bedarf im vorliegenden Fall einer Korrektur.
Die hier fÃ¼r den Antragsteller entstehende HÃ¤rte des Sofortvollzugs ist durch
Ã¼berwiegende Ã¶ffentliche Interessen geboten. Dies ergibt sich aus den
Besonderheiten des sozialrechtlichen Beitragsrechts. Bei Beitragsnachforderungen
aufgrund von BetriebsprÃ¼fungen nach Â§Â 28p SGB IV ist zu beachten, das
nachgeforderte BeitrÃ¤ge nicht allein das RechtsverhÃ¤ltnis zwischen
Beitragsschuldner/Arbeitgeber und BehÃ¶rde/TrÃ¤ger der gesetzlichen
Rentenversicherung betreffen. Denn anders als nachgeforderte Steuern wirken sich
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge gemÃ¤Ã� Â§Â 28d SGB IV direkt aus auf die
SozialrechtsverhÃ¤ltnisse der betroffenen BeschÃ¤ftigten. Ihnen erwachsen
insbesondere Rentenanwartschaften grundsÃ¤tzlich nur aus gezahlten BeitrÃ¤gen
(Â§Â 55 Abs. 1 Satz 1 Sechste Buch Sozialgesetzbuch â�� SGB VI-). Ebenso richten
sich die typischen arbeitnehmerbezogenen Sozialleistungen wie Arbeitslosengeld
gemÃ¤Ã� Â§Â 149 Drittes Buch Sozialgerichtsbuch (SGB III) und das Krankengeld
gemÃ¤Ã� Â§Â 47 FÃ¼nftes Buch Sozialgerichtsbuch (SGB V) nach dem erzielten
Entgelt. Die sozialrechtliche BetriebsprÃ¼fung sichert also nicht nur
Beitragsentrichtung zu den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung und deren
FunktionsfÃ¤higkeit, sondern sie schÃ¼tzt die sozialrechtlichen Anwartschaften und
AnsprÃ¼che der BeschÃ¤ftigten. Dies gilt umso mehr, als diese Anwartschaften und
AnsprÃ¼che auch aus den Beitragsanteilen der Arbeitnehmer entstehen
(ungeachtet der EinschrÃ¤nkungen im Entgeltabzugsverfahren gemÃ¤Ã� Â§Â 28g
SGB IV).

Der Eilrechtsschutz erfordert deshalb, dass auch die Interessen der BeschÃ¤ftigten
BerÃ¼cksichtigung finden. Diese sind als Drittbetroffene zu behandeln (vgl. Keller in
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Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmid SGG, 13. Auflage 2020, Â§Â  86b Rn. 12e).
Es sind also die Interessen der Arbeitgeber als Beitragsschuldner (Â§Â 28e SGB IV)
die Interessen der Versichertengemeinschaft und die Interessen der BeschÃ¤ftigten
in die Beurteilung der unbilligen, nicht durch Ã¶ffentliche Interessen geboten
HÃ¤rte einzubringen.

Deshalb kann gerade dann Veranlassung bestehen, die BeitrÃ¤ge rasch
einzutreiben, wenn ein Arbeitgeber behauptet, dass ZahlungsunfÃ¤higkeit drohe
(vgl. LSG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 21.Â Februar 2012 â�� L 8 R 47/11
ER; Bayerisches Landessozialgericht, Beschluss vom 30.Â Juni 2012 â�� L 5 R
267/12 ER-B).

In Anwendung dieser GrundsÃ¤tze ergibt sich, dass vorliegend eine unbillige, nicht
durch Ã¼berwiegende Ã¶ffentliche Interessen gebotene HÃ¤rte nicht zu
begrÃ¼nden ist. Das Vorbringen des Antragstellers unterstellt, er befinde sich
derzeit in finanziellen Schwierigkeiten, da sein GerÃ¼stmaterial im Wert von ca. 1,5
Millionen Euro entwendet bzw. unterschlagen worden sei und deswegen neue
AuftrÃ¤ge nicht generiert werden kÃ¶nnten sowie Ersatzmaterialen nicht finanziert
werden kÃ¶nnten; es ruhe das operative GeschÃ¤ft des Antragstellers. Es besteht
demnach nach dem Vorbringen des Antragstellers keine realistische Aussicht, dass
die Nachforderung in HÃ¶he von 188.695,54Â â�¬ kÃ¼nftig erwirtschaftet wird.
Vielmehr ist nach den Erfahrungen des Wirtschaftslebens eher zu erwarten, dass die
Firma des Antragstellers wegen ihrer aktuellen wirtschaftlichen Situation ohnehin
der Liquidation zugefÃ¼hrt werden wird. Es liegt deshalb nicht der Fall vor, dass ein
offensichtlich rentabel wirtschaftender Arbeitgeber durch die Beitragsnachforderung
erst in die Insolvenz gefÃ¼hrt wird, mit der Folge des endgÃ¼ltigen
Beitragsverlustes.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des Â§Â 197a
Abs. 1 SGG i.V.m. Â Â§Â 154 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung.

Der Streitwert wird nach Â§Â 197a SGG i.V.m. Â§Â 63 Abs. 1, 52 Abs. 1 und 2, 53
Abs. 2 Nr. 4 Gerichtskostengesetz (GKG) auf ein Viertel der streitigen
Beitragsnachforderung festgesetzt (vgl. LSG Ba-WÃ¼, Beschluss vom 13. Februar
2012 â�� L 13 R 4441/11 B-).

Dieser Beschluss ist nicht anfechtbar (Â§ 177 SGG). 

Â 

Erstellt am: 15.11.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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